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AUS DEN MAI-REDEN

Mehr Lohn, mehr  
Freizeit, mehr Sicherheit

Ste� Loth in Idar-Oberstein: Was fordern 
wir, wenn wir sagen, mehr Freizeit? Da ist 

die Familie, Freunde, Hobbys, aber auch Eh-
renamt oder Fürsorge für Angehörige. Und das 
zeigt uns die Generation Z. Die jungen Leu-
te, geboren zwischen 1995 und 2012 und ger-
ne auch fälschlicherweise als faul verschrien, 
haben ihren eigenen Kopf, sie wollen nicht nur 
arbeiten, sie wollen auch leben, und das ist ihr 
gutes Recht! Und auch wir Älteren können da-
von lernen. Und wir müssen ihnen gegenüber 
und mit ihnen verdeutlichen, was wir mit Ta-
rifverträgen für sie erreichen können. Denn mit 
Tarifverträgen machen Beschä�igte ihre eige-
nen Regeln zur Gestaltung der Arbeitswelt – 
auch weit über Entgeltfragen hinaus.

Arbeit zu sozial wertvollen Zeiten am Abend 
bzw. in der Freizeit erschwert eine gute Work-
Life-Balance und kann negative Folgen für die 
gesamte Familie haben. Wer will das? Wer will 
so Kinder großziehen? Niemand.

Deshalb sollten wir politische Forderun-
gen abstrafen, die Überstunden wieder steu-
erfrei machen wollen. Im Jahr 2021 machten 
die Arbeitnehmer/-innen in Deutschland rund 
818 Millionen bezahlte und 893 Millionen un-
bezahlte Überstunden. Diese Zahlen bewe-
gen sich seit vielen Jahren auf einem hohen 
Niveau. In der Polizei Rheinland-Pfalz haben 
wir knapp 2 Millionen Überstunden, reicht das 
nicht? Brauchen wir noch mehr Anreize? Ich 
sage zu den Forderungen der Union also klar 
nein!

Was wir aber brauchen, sind �exible Ar-
beitszeiten, besonders für Schichtdienstleis-
tende. Die Arbeitswoche für solche belasten-

de Arbeitszeiten müssen runter auf 35 Stun-

den, der Arbeitsschutz muss hier vorrangig 
sein. Und für die mit Tagdienst wünsche ich mir 
mehr Unternehmen und Firmen, die mit ihren 
Mitarbeitenden Modelle vereinbaren, die pas-
sen. Zum Beispiel die 4-Tage-Woche. Die Stadt 
Ludwigshafen hat das ausprobiert, mehr da-
von sage ich.

René Klemmer in Trier: Ich habe in meiner 
Funktion für die GdP bereits zahlreiche Tarif-
verhandlungen führen dürfen. Diese meist mit 
den eben genannten Politikern, die in ihrer Rol-
le dann gleichzeitig als Arbeitgeber au�reten. 
Sei es mit der Bundesinnenministerin im Be-
reich des ö. D. für Bund und Kommune oder mit 
der Tarifgemeinscha� deutscher Länder für die 
Länderbeschä�igten.

Mal abgesehen von teils abenteuerlichen Ar-
gumenten von den Arbeitgebern während Ta-
rifrunden, stelle ich eine Blockadehaltung bei 
der Gestaltung von Tarifverträgen im ö�ent-
lichen Dienst fest, die uns auf lange Sicht scha-
den wird.

Tarifverträge sind das Mittel der Wahl, wenn 
es um gerechte Bedingungen in der Arbeitswelt 
geht. Tarifverträge fördern Gleichbehandlung 
und Gerechtigkeit – zwischen Frauen und Män-
nern, zwischen Ost und West, zwischen Men-
schen mit und ohne Migrationsgeschichte. Mit 
Tarifvertrag gibt es mehr von allem: im Schnitt 

12 Prozent mehr Lohn; dazu mehr Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld. Auch bei Überstunden, Kurz-
arbeitergeld, bei der betrieblichen Altersvorsor-
ge und vielem mehr gibt es mit Tarifvertrag bes-
sere Regelungen.

Wir müssen sie aber natürlich weiterent-
wickeln und an die Zeiten anpassen. Aber 
was sagen uns die Arbeitgeber? „Alles gut, 
passt doch.“

Wir feiern in diesem Jahr 75 Jahre Tarifver-
tragsgesetz. Im Bereich des ö�entlichen Diens-
tes gewinnt man allerdings teilweise den Ein-
druck, dass sich auch seither nichts getan 
hat. Die Zeiten haben sich geändert und sind 
schnelllebiger geworden. Da muss auch ein 

Tarifwerk mitgehen und nicht in verstaub-

ten Regalen stehen bleiben.
Wer so auf der Innovationsbremse steht, 

muss sich über einen Fachkrä�emangel 
nicht wundern, auch nicht in der rheinland-
pfälzischen Polizei, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. I

René Klemmer ru� in Trier zur Tarifwende auf.

Interessierte am Stand in Kaiserslautern.

Ste� Loth fordert 35 Stunden für den belastenden 

Wechselschichtdienst.

René Klemmer und Erik Lehnert in Trier.
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FACHVERANSTALTUNG ABRECHNUNGSBETRUG

„Sagen Sie mir welches, 
ich mache Ihnen jedes Rezept!“

Bei einer Fachveranstaltung konnte das 

Thema Abrechnungsbetrug von allen 

 Seiten beleuchtet werden. Abrechnungs-

betrug? Hier geht es um sozialschädliche De-

likte, die letztlich dazu führen, dass den Kran-

kenkassen Geld entzogen wird. Wer zahlt da-

für? Wir alle, die Beitrags zahlenden.

Deshalb ist es wichtig, stra�ares Verhalten 

zu identi�zieren. Bei den Krankenkassen und 

den Strafverfolgungsbehörden. Es braucht bei 

Justiz und Polizei Personal, das sich intensiv 

einarbeiten und auf  Fortbildungen zurück-

greifen kann. Die Spezialisierung in diesem 

Bereich ist enorm, das haben auch die Fach-

beiträge der Referent/-innen gezeigt.

Mit dabei:
•  Dr. Stephan Meseke, Vertreter des Spitzen-

verbands der Gesetzlichen Krankenversi-

cherungen aus Berlin, der erklärt hat, wo 

eigentlich die großen Ausgabenbereiche 

liegen und dass sich die Pflege zu einem 

Brennpunkt entwickelt

•  Sylvia Mereien, Leiterin der AG Abrech-

nungsbetrug im PP Trier, die ausführte, 

dass viele Länder neidisch auf die eigen-

ständige Organisation der Ermittlungs-

gruppen Abrechnungsbetrug schauen.

•  Oberstaatsanwalt Dr. Wolfgang Bohnen, 

der die gute Ermittlungstätigkeit der Poli-

zei lobte und auch darauf hinwies, wie 

wichtig die gute Expertise aufseiten der 

Staatsanwaltschaft ist.

•  Rolf Behrendts, von der AOK, der sich 

ebenfalls mit dem Fehlverhalten im Ge-

sundheitswesen beschäftigt, führte aus, 

zu welchen hohen Schadenssummen es 

kommt und benannte spektakuläre Fälle.

•  Dina Michels von der Kaufm. Krankenkas-

se zeigt auf, wie umfangreich und detail-

verliebt die Vorschriftenlage ist.

Fazit: Abrechnungsbetrug ist ein demokra-

tiefeindliches (weil der Staat hier nicht rich-

tig zu funktionierenden scheint) und sozi-

alschädliches Delikt (jährliche Schadens-

summen in Höhe von 30 Milliarden Euro), 

welches durch genügend kompetente Er-

mittler/-innen bekämp� werden muss. I

Ste� Loth betont, warum der GdP das Thema am Herzen 

liegt.

F
o

to
: A

lin
e 

R
ab

e
r

F
o

to
s 

(2
):

 S
te

fa
n

ie
 L

o
th

„Die Spezialisierungserfordernisse in diesem Bereich 

sind enorm”… Sven Hummel mit Dirk Herber und  

Dr. Christoph Gensch, beide CDU, im Gespräch.

Die ganze Diskussionsrunde: Sven Hummel, Emil Penkov, Dina Michels, Dr. Wolfgang Bohnen, Sylvia Mereien, René 

Behrendts und Dr. Stephan Meseke im fachlichen Austausch.
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BEURTEILUNGSWESEN

„Es kommt darauf an“
Immer wieder erreichen uns Fragen zum Beurteilungs-

wesen, auch jetzt wieder wegen des Projektes Kribe 5.0. 

Klar ist, dass die Verwaltungsvorschri� des MdI vom 

15. Oktober 2005, die man im Intranet �nden kann, die 

Grundlage ist. Aus dieser Vorschri� ergeben sich die 

meisten Antworten. Hier ein paar Fragen, die unser  

Jurist Markus Stöhr abstrakt beantwortet hat.

Frage: Gibt es eine Bindungswirkung 

 zwischen der Anlassbeurteilung zur Be-

förderung und der Anlassbeurteilung 

zu einem Stellenbesetzungsverfahren? 

Oder: Kann ein Kollege/Kollegin bei den 

Beförderungen ein „A“ bekommen, in un-

mi�elbarem Kontext aber bei einer Stel-

lenbesetzung ein „B“, weil man bspw. ar-

gumentiert, dass die Eignung für diese 

Stelle halt eben „B“ ist?

Antwort: Eine Bindungswirkung zwischen 
einer Beurteilung zur Beförderung und einer 
in zeitlicher Nähe erfolgten Beurteilung zu 
einem Stellenbesetzungsverfahren dahinge-
hend, dass die Beurteilungen nicht voneinan-
der abweichen dür�en, sondern im Wesent-
lichen identisch sein müssten, gibt es nicht. 
Entscheidend ist folgender Gedanke: Grund-
sätzlich ist Beurteilungsmaßstab (aus allen 
Anlässen!) die Anforderung des statusrecht-
lichen Amtes, das der Beamte am Beurtei-
lungsstichtag innehat und die vergleichswei-
sen Leistungen der Beamten derselben Besol-
dungsgruppe. Eine dienstliche Beurteilung 
ist deshalb aufgrund der Erkenntnisse der auf 
dem konkret innegehabten Dienstposten ge-
zeigten Leistungen, gemessen an den (abs-
trakten) Anforderungen des Statusamtes, zu 
erstellen. Bezugspunkt der dienstlichen Be-
urteilung ist nicht der konkrete Dienstposten, 
sondern das Statusamt des Beamten. Gleich-
zeitig sind aber die Bedeutung und Schwie-
rigkeit des konkreten Dienstpostens zu be-
rücksichtigen, da sie Ein�uss auf die erbrach-
te Leistung haben können.

VG Neustadt a. d. W., Beschluss, 7.  Juli 
2015, – 1 L 402/15.NW, juris: „Der Grundsatz 
der Statusamtsbezogenheit dienstlicher Be-

urteilungen steht einer Orientierung am je-
weiligen Beurteilungsanlass nicht entgegen 
(vgl. OVG RP, Urteil vom 22. Oktober 2008 – 
2 A 10593/08.OVG). Durch die unterschied-

lichen Beurteilungsanlässe kann sich 

auch der Beurteilungsmaßstab und da-

mit das Ergebnis von Beurteilungen ver-

schieben: Während die Anlassbeurteilung 
zum Zweck einer Beförderungsentscheidung 
darüber Auskun� gibt, wie sich Eignung, 
Leistung und Befähigung des Betre�enden 
in der Relation zu anderen Beförderungs-
konkurrenten des Statusamtes darstellen – 
überdurchschnittlich, durchschnittlich oder 
unterdurchschnittlich in Bezug auf die Ver-
gleichsgruppe –, kann sich diese Einord-
nung modi�zieren, wenn das Leistungs-
potenzial mit Blick auf spezielle zukün�ige 
Betätigungsfelder zu bewerten ist und mit 
der Übertragung neuer Dienstaufgaben ge-
rade keine Beförderungsentscheidung ein-
hergeht (vgl. OVG RP, Urteil vom 19. Septem-
ber 2003 – 2 A 1795/03.OVG)“.

Das bedeutet aber nicht, dass das grund-
sätzliche Gebot der Statusamtsbezogenheit 
aufgehoben ist. Der Beurteiler darf bei den 
Leistungsmerkmalen nicht ausschließlich 
auf den prognostischen Maßstab des aus-
geschriebenen Dienstpostens abstellen.

Da das Beispiel so gewählt wurde, dass 
der zu Beurteilende „für die Stelle nur B ge-
eignet sei“, wäre dies rechtswidrig.

Frage: Gibt es dazu Urteile? Wenn ja, 

könnt ihr eine Fundstelle nennen?

Antwort: VV MdI vom 15. Oktober 2005 und 
z. B. VG Neustadt a. d. W., Beschluss, 7. Juli 
2015, – 1 L 402/15.NW.

Frage: Muss ein Kollege/eine Kollegin 

neu beurteilt werden, wenn zwischen 

zwei Beurteilungsverfahren zu Stellen-

besetzungsverfahren eine Beförderung 

liegt? Gibt es dazu Urteile? 

Antwort: Es kommt darauf an. Nach 2.2 der 
Verwaltungsvorschri� bedarf es keiner er-
neuten Beurteilung, wenn aus Anlass einer 
Stellenausschreibung eine Beurteilung gefer-
tigt wurde und der Bewerber sich innerhalb 
von sechs Monaten auf einen Dienstposten 
mit gleicher Aufgabenbeschreibung bewirbt. 
Die Beförderung spielt dann keine Rolle.

Ein Beispiel: Bei einer Dienststelle hat 
sich eine Kollegin auf eine Stelle bewor-
ben und wurde mit „B“ beurteilt. In diesem 
ersten Verfahren war sie unterlegen. Weni-
ge Wochen später wurde sie befördert und 
hat sich nochmals wenige Wochen später 
auf die nächste Funktionsstelle beworben. 
Der Kollegin wurde seinerzeit erklärt, dass 
man sie nunmehr mit „C“ beurteilen müs-
se. Dies wurde damit begründet, dass man 
die Leistung ja jetzt nach erfolgter Beförde-
rung nach den Erwartungen an das neue 
Statusamt messen müsse. Da sich der Be-
urteilungszeitraum ja nicht wesentliche ge-
ändert habe, müsse man nun also dieselbe 
Leistung mit anderen Erwartungen beur-
teilen und deshalb würde die Beurteilung 
zwangsläu�g schlechter ausfallen.

Es gilt das eingangs Gesagte. Die bei-
den Beurteilungen (vor und nach Beför-
derung) unterliegen aufgrund der Sta-
tusamtsbezogenheit unterschiedlichen 
Maßstäben. Denn es gibt den allgemei-
nen Erfahrungssatz, dass mit einem hö-
heren Statusamt die Wahrnehmung hö-
herwertiger Aufgaben verbunden ist, die 
im Allgemeinen  gegenüber einem niedri-
geren Statusamt gesteigerte Anforderun-
gen  beinhalten und mit  einem größeren 
Maß an Verantwortung verbunden sind. 
Mit anderen Worten, nach  einer Beurtei-
lung ist bei gleich bleibender Leistung 
die Note herabzustufen. Da hier wieder-
um die Anlässe Beförderung und andere 
dienstliche  Tätigkeit auseinanderzuhal-
ten sind, ist dies aber nicht schematisch 
anzuwenden.

 Vgl. z. B. BVerwG,  Urteil, 9. September 2021, 
– 2 A 3/20 –, juris Rn. 35 �. 

Markus Stöhr

IN EIGENER SACHE

Was ist neu beim Rechtsschutz? Der Hinweis auf das 

neue  Antragsformular 

für die Gewährung von 

Rechtsschutz  ist auf 

unserer Homepage zu 

 finden unter: 

Wir haben auf Seite 2 des Antrags die Erklärung rausgenommen, dass ein Mitglied kei-
nen Deckungsschutz durch eine private Rechtsschutzversicherung erhalten hat. Die An-
gabe auf  Seite 1 des Antrags über eine private Rechtsschutzversicherung muss  allerdings 
weiter angegeben werden, damit wir in bestimmten  Angelegenheiten den Rechtsschutz 
für Landesbedienstete bei den Präsidien beantragen können. I
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EUROPÄISCHER POLIZEIKONGRESS

Rheinland-
Pfalz ist 
gefragt

Einige Rheinland-

Pfälzer/-innen waren vor 

Ort und mit ihrer 

Expertise sehr gefragt. 

Ma�hias Emmerich 

stellte die Monocam vor. 

Ma�hias Emmerich
Fo

to
: G

d
P/

K
ay

 H
er

sc
he

lm
an

n 
(3

)

Für ihre fundierten Beiträge beim Polizeikongress, der unter dem Mo�o stand „Europa-Integrierte Sicherheit, wurde 

u.a. Ma�hias Emmerich (ganz rechts) herzlich gedankt.

SEMINAR DER SENIORENGRUPPE MIT BG-VORSITZENDEN IN WONSHEIM 

GdP wirkt: Bearbeitungszeiten 
Beihilfeanträge reduziert!

Stand 30. April beträgt die Dauer der An-
tragsbearbeitung für Aufwendungen im 

Bereich der allgemeinen Festsetzung bis zu 

zwölf Arbeitstage und für Aufwendungen 
im Bereich der P�ege bis zu 20 Arbeitstage.“

So ist es auf der Homepage des Landesam-
tes für Finanzen zu lesen, und es erreichen 
uns erste Nachrichten von Mitgliedern, die 
bereits mit der kürzeren Bearbeitungsdauer 

ihrer Anträge in den letzten Wochen Erfah-
rungen machen dur�en. „Sicherlich gibt es 
immer noch einzelne Fälle, in denen die Be-
arbeitungszeiten etwas höher liegen, es wird 
aber weiter intensiv an einer Verbesserung 
gearbeitet“, so  Daniel Zimmermann vom Fi-
nanzministerium am 17.  April 2024 bei ei-
nem Vortrag bei der GdP-Seniorengruppe in 
Wonsheim. Technische Änderungen und eine 

Personalaufstockung hätten bereits zu einer 
Verbesserung der Situation geführt, und es 
würden rechtliche Vereinfachungen geprü�. 
Anregungen aus der Seniorengruppe nahm 
er zwecks Prüfung gerne entgegen und gab 
viele Hinweise, die zu einer Beschleunigung 
aufseiten des LfF führen können, wie:
•   Rezepte immer einzeln scannen;
•   Nicht für jede kleine Rechnung einen An-

trag stellen, sondern Anträge sammeln;
•   Sammelrechnungen/Quittungen von Apo-

theken sind nicht erforderlich, das von 
der Apotheke bedruckte Rezept ist aus-
reichend;

•   Widersprüche sind nur mit Unterschri� 
verwendbar;

•   Auskün�e zu Kostenvoranschlägen/Be-
handlungsplänen von Zahnärzten gibt es 
nicht mehr.

Ausführliche Informationen aus dem Vor-
trag stellen wir euch auf unserer Homepage 
zur Verfügung unter: 

Zu viele Menschen für die Bildunterschri�. Klasse organisiert, hoch informativ und gut besucht war das Seminar in 

Wonsheim von Margarethe Relet (1. Reihe).
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Schön sich in Berlin zu sehen: Innenminister Michael Ebling tri� beim Polizeikongress auf gute Bekannte wie die Bür-

ger- und Polizeibeau�ragte Barbara Schleicher-Rothemund, ihren Stellvertreter Hermann Josef Linn und die 

Bundesjugendvorsitzende Jennifer O�o.
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GdP aktiv – Osterwanderung mit 
begeisterten Kinderaugen

Jeden Monat ein anderes bewegtes Ange-

bot – das ist das Ziel des Fachausschus-

ses Gesundheit für 2024. Im April ging es auf 

zur Osterwanderung in den Soonwald nahe 

Dichtelbach/Hunsrück. Auf der Strecke hat-

te der Osterhase doch tatsächlich zahlreiche 

Süßigkeiten verloren. So �el es gar nicht auf, 

dass der Weg zur Brotzeit leicht bergan ver-

lief. Zum Abschluss galt es neben versteck-

ten Osternestern für die Kinder auch Früh-

jahrsblüher und Radler für die Erwachsenen 

zu suchen. Alkoholfrei natürlich, immerhin 

handelt es sich um eine Aktion des Fachaus-

schusses Gesundheit.

„Tolles Angebot, super Organisation, 

wir kommen gerne wieder!“ 

Mit diesen Zitaten der Teilnehmenden 

fühlen wir uns mit unserem Angebot be-

stärkt und freuen uns, auch in den kom-

menden Monaten zahlreiche Kolleginnen 

und Kollegen begrüßen zu dürfen.

Verena Schäfer

Eine tolle Osterwanderung mit Kind und Kegel!
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GESUNDHEITSFÜRSORGE
VON DER EINSTELLUNG BIS  ZUM RUHESTAND 
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Die GdP fordert:

- Bestandsschutz Freie Heilfürsorgeberechtigte

- Abschaffung Kostendämpfungspauschale

- Verbesserungen im Beihilfesystem

- Medizinische Hilfe statt Kostenabrechnung 

- Freie Heilfürsorge für Bepo, SE und Studis

- Dienstunfallmanagement

Und wieder Wandern - mit dem  
Fachausschuss Gesundheit

Im Rahmen der monatlichen Aktionen 

des Fachausschusses Gesundheit fand 

im März eine Wanderung am Kuhberg 

bei Bad Kreuznach statt. Rund 20 Perso-

nen sind der Einladung gefolgt und ha-

ben sich mit Stefan Engel auf die knapp 

12,5 km lange und mit gut 450 Höhenme-

tern in teils steilem und steinigem Ge-

lände garnierte Rundwanderung bege-

ben. Bevor es losging, konnten alle Teil-

nehmenden sich am Treffpunkt zunächst 

noch ein paar Snacks (Obst, Müsliriegel 

und hausgemachte Energy-Balls) sowie 

Getränke für die Tour mitnehmen.

Aussichtsreich ging es in stetigem Auf 

und Ab immer oberhalb des Salinentals 

entlang. Am Aussichtspunkt der Burgruine 

Rheingrafenstein wurde dann eine längere 

Pause eingelegt, bei der dann noch eine klei-

ne Brotzeit mit Bergkäse, Salami und Cra-

ckern aus dem Rucksack gezaubert wurde. 

So konnten sich alle Teilnehmenden noch 

mal herzha� stärken, bevor es weiter und 

letztlich zurück zum Parkplatz am Freizeit-

gelände Kuhberg ging.

Dort fand die gelungene Aktion, bei der 

die Teilnehmenden trotz der durchaus an-

strengenden Wegführung sichtlich viel 

Spaß hatten, ihren Abschluss.

Stefan Engel, Vorsitzender Fachausschuss 

Gesundheit: „Ziel un-

serer regelmäßig an-

gebotenen Aktionen 

ist es, Kolleginnen 

und Kollegen – soweit 

möglich auch mit deren 

Partnerin/Partner bzw. 

Familie – zusammen-

zubringen und gemein-

sam etwas aktiv zu un-

ternehmen. Das fördert 

ganz klar die Gesund-

heit durch Bewegung 

und Spaß und positi-

ve Energie. Der rege 

Zulauf, die positiven 

Rückmeldungen, aber 

auch die Tatsache, dass 

mittlerweile schon ei-

nige ‚Wiederholungstäter‘ dabei sind, zeigt 

mir, dass unser Weg da nicht so falsch sein 

kann. Wir versuchen, die Aktionen regional 

übers Land zu verteilen, sodass alle mal den 

‚Heimvorteil‘ nutzen können. Die Planungen 

für die Aktionen der nächsten Monate laufen 

bereits auf Hochtouren. Die Verö�entlichun-

gen erfolgen auf den bekannten Wegen. Lasst 

uns gemeinsam aktiv sein und Spaß haben. 

Wir freuen uns auf euch!“ 

Stefan Engel

Eine Wanderung der etwas anspruchsvolleren Art
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AUS DEM HPRP

Kribe 5.0–
Aufbauorganisation
„Rundschreiben über die Aufgaben und Zuständigkeiten 

innerhalb der Polizeipräsidien“ erörtert

In dem Rundschreiben wird die neue Auf-

bauorganisation der Kriminalpolizei fest-

gelegt. Weiter wurden neue Stra�atbestände 

aufgenommen, z.B. § 226a Verstümmelung 

weiblicher Genitalien oder § 126a Gefähr-

dendes verbreiten personenbezogener Da-

ten aber auch solche, die durch die Teillega-

lisierung von Cannabis entstanden sind und 

jetzt im Konsumcannabisgesetz geregelt sind 

und nicht mehr im BtMG. Zudem wurden 

Verlagerungen innerhalb der Kriminalpoli-

zei vorgenommen wie z.B. das Delikt Raub 

mit Todesfolge von K 5 zu K11, weil es sich 

um ein Tötungsdelikt handelt. Die geplan-

ten Verlagerungen von der Kriminalpolizei 

zur Schutzpolizei wurden in der Sitzung zum 

Teil zurückgestellt. So sind die Delikte gem. 

§§ 130, 131 und 188 StGB derzeit noch bei der 

Kriminalpolizei zu bearbeiten, auch wenn es 

sich um Fälle einfach gelagerter Art handelt. 

Die Polizeiinspektionen übernehmen, dort 

wo ED-Räumlichkeiten vorhanden sind, die 

Maßnahmen des Erkennungsdienstes und 

die Entnahme von DNA-Proben. 

Werksta�wesen

Die sechs innerhalb der rheinland-pfälzi-

schen Polizei vorhandenen Werkstätten für 

KfZ sollen hinsichtlich einheitlicher Stan-

dards und taktischer und technischen An-

forderungen geprü� werden, der Au�rag er-

geht an das PP Rheinpfalz.

Evaluationskonzept zum 
Wirkbetrieb der Zentralen 
Anzeigenbearbeitung (ZAb)

Für die Fortentwicklung der Dienstverein-

barung wurden bereits einige Parameter er-

hoben.  

Wirkungsevaluation Mentoring

Das Mentoring für Frauen im 3. Einstiegsamt 

gibt es seit 2017 und aktuell ist die sechste 

Programmrunde kurz vor ihrem Abschluss. 

Für die ersten vier Programmrunden mit ins-

gesamt 129 Teilnehmerinnen soll nun an-

hand eines Fragebogens untersucht werden, 

ob und wie die Maßnahmen wirken. 

Fortbildungsprogramm  BKA

Das Fortbildungsprogramm des BKA für die 

2. Jahreshäl�e wurde vorgelegt. I
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Sterbefälle

Helmut Richter, PP/PD Mainz

Manfred Beßlich, PD Kaiserslautern †
Ruheständler
Jörg Emert, Neuwied/Altenkirchen

Udo Bressan PP/PD Koblenz

Lothar Klasen, Neuwied/Altenkirchen

Geburtstage

70 Jahre

Rolf Gäbler, PP/PD Mainz

Hans-Dieter König, Westerwald/Rhein-Lahn

Ingeborg Meid, Landeskriminalamt 

75 Jahre 

Karl Heinz Bender, Vorderpfalz

Alfred Busch, Südpfalz

Berthold Holzenthal, PP/PD Mainz

Friedhelm Klein, PP/PD Mainz 

Horst Sawatzki, Vorderpfalz

Axel Schütz, HdP

Joachim Weger, Neuwied/Altenkirchen 

Katharina Steiner, Vorderpfalz

80 Jahre

Joachim Assel, PP Westpfalz

Annemarie Fleckenstein, PP Trier

Dieter Kilian, PP Westpfalz

Horst Schretzlmeier, PD Pirmasens 

90 Jahre

Günter Fuhr, PP ELT Wi�lich

GdP-SEMINAR RUHESTAND IM WANDEL

Im April nach Winningen  
an die Mosel
18 interessierte Seniorinnen und Senioren 

konnten im Hotel Moselblick von den bei-

den Seminarleitern Horst Zwank und Wer-

ner Hilmer begrüßt werden. In einer kurzen 

und auch kurzweiligen Vorstellungsrunde 

formulierten die Teilnehmer auch ihre Er-

wartungen für die kommenden beiden Tage, 

wo neben dem Wissensdurst auch Spaß und 

geselliges Beisammensein gewünscht – und 

auch erfüllt wurde …

Die erste Referentin, Gerlinde Wolf von 

der Landesberatungsstelle „Barrierefrei Bau-

en und Wohnen“, gab nützliche Hinweise, 

was barrierefrei zum einen rechtlich bedeutet 

bzw. umgesetzt werden muss – und zum ande-

ren wie es in der Praxis beispielsweise bei Re-

novierungen umgesetzt werden kann.

Zum Thema Prävention und Gesund-

heitsförderung empfahl unser Kollege 

Marcus Tilch, wie gerade Seniorinnen und 

Senioren sich durch Bewegung �t halten 

können und wie diese Ziele erreicht werden 

können, quasi wie der innere Schweinehund 

bekämp� werden kann.

Versorgungsrecht und Beihilfe ist das 

Steckenpferd von unserem Kollegen Udo 

Linden. Mit umfangreichem Wissen infor-

mierte Udo vor allem über die Fallstricke 

und Fristen, die mit Versorgung und Bei-

hilfe zu tun haben und konnte sich nicht 

verkneifen, dass es meistens nur ums lie-

be Geld geht und der Mensch o� an zwei-

ter Stelle steht.

Besonders freuten sich die Seminarteil-

nehmer, dass unsere Landesvorsitzende Stef-

� Loth zum abschließenden TOP des ersten 

Tages – GdP AKTUELL – über die wichtigs-

ten Themenfelder informierte, die die GdP ge-

rade so umtreibt. Ste� ließ es sich auch nicht 

nehmen, während des gemeinsamen Abend-

essens und danach noch das eine oder ande-

re Gespräch in geselliger Runde zu führen.

Einen sehr kurzweiligen Vormittag – 

so war es ö�ers beim Mittagessen zu hö-

ren – erö�nete unser GdP-Mitglied Prof. 

Dr. Ste�en Rittig mit seinem Vortrag 

„Vorsorgevollmacht, Patienten- und 

 Betreuungsverfügung“. Es war ihm wich-

tig, den Unterschied zwischen Vollmacht 

und Verfügung zu erklä-

ren, wie auch welche wo-

für wichtig sind und wie sie 

ausgestaltet sein sollten.

Ebenso kurzweilig und 

vor allem verständlich war 

der Vortrag von Frau Kers-

tin Awan über Essen und 

Trinken im Alter. Anhand 

einer Ernährungspyramide 

verdeutlichte sie bildlich, 

dass unsere Ernährung so-

wohl genussvoll wie auch 

gesund sein kann und soll.

Den zweiten Tag als Refe-

rentin abgerundet hat Frau 

Fabia Heischling vom Mi-

nisterium für Arbeit, Sozi-

ales, Transformation und 

Digitales, die das Projekt 

Gemeindeschwester Plus 

erläutert. Nach positiven Er-

probungen soll die Gemein-

deschwester Plus in allen Verbandsgemein-

den eingeführt werden, was in großen Tei-

len schon geschehen ist. Als ausgebildete 

Fachkrä�e sind die Gemeindeschwestern 

Plus in Zusammenarbeit mit den Kranken-

kassen vorrangig für Prävention in dem 

Sinn zuständig, dass betagte Menschen so 

lange als möglich noch in den eigenen vier 

Wänden leben können.Werner Hilmer

Eine schöne Lage des Hotels an der Mosel und gut gelaunte gesellige Kolleg/-

innen, ein starkes Seminar!
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Termine

8. Juli, 12:00 Uhr, die regionale Senioren-

gruppe Mainz lädt zum alljährlichen Grill-

fest in der Minigolfanlage im Hartenberg-

park in Mainz ein. Anmeldungen bi�e bis 

1.7. an: stonesfan@gmx.de


